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Arundel House, 13-15 Arundel Street, Temple Place, London WC2R 3DX 
 
Auf Einladung der FES London und des in London ansässigen think tank Policy Network 
kamen am 7. und 8. Februar 2008 in London hochrangige Sprecher und Teilnehmer aus 
Deutschland, Großbritannien, Italien, Spanien, Frankreich, Rumänien, den Niederlanden, 
Ungarn, der Türkei, Finnland, Österreich, Dänemark, Polen, Belgien und Schweden zu 
einer Konferenz unter dem Titel "The Future of European Social Democracy" zusammen. 
Am ersten Veranstaltungstag widmete man sich den Herausforderungen, denen sich 
moderne Sozialdemokratie stellen muss.  
  
Eröffnet wurde die Veranstaltung mit einer Rede des britischen Arbeitsministers, James 
Purnell, der den Ansatz eines „neuen Vertrags“ zwischen Staat und Bürgern vorstellte, in 
dem beide Seiten Verantwortungen wahrnehmen und aktiv werden sollten. So sei es 
Aufgabe des Staates, den Bürger sowohl als Individuum als auch als Teil eines sozialen 
Kontextes – sei es im Familienverband, im Arbeitsumfeld, etc. – durch ein umfassendes 
Angebot von sozialen Programmen, zum Beispiel in den Bereichen Gesundheit, Arbeit, 
Kinderarmut, zu unterstützen. Es sei aber gleichzeitig die Verantwortung des Bürgers, die 
richtige und effektive Nutzung dieses Angebots zu suchen und aktiv zu ihm beizutragen. 
Staat und Bürger sollten sich also gegenseitig ergänzen. Wie Purnell weiter erläuterte 
habe Labour zwei Hauptgründe einen solchen neuen Vertrag anzustreben: erstens, könne 
sich eine progressive Partei und Regierung nie mit dem Status Quo zufrieden geben, 
sondern müsse immer nach weiterer Verbesserung streben. Beispielsweise verwies er 
darauf, dass diese neue Form des Wohlfahrtsstaats den Glauben der Bürger an die 
Globalisierung als eine positive Entwicklung wieder herstellen könne. Als zweiten Grund 
nannte er, dass Labour wiedergewählt werden wolle: New Labour – und dieses neue 
Verständnis des Wohlfahrtsstaates – stünde für die Möglichkeit der Vereinbarkeit einer 
emotionalen und rationalen Wahlentscheidung. 
 
In der ersten Vortragsrunde „Europe’s changing political attitudes and perceptions“ 
begann Roger Liddle, Vizevorsitzender von Policy Network, seine kurze Einführung 
„Overview of the electoral landscape currently confronting the centre-left in Europe“ mit 
der ernüchternden Feststellung, dass mit nur vier sozialdemokratischen Regierungen bei 
27 Mitgliedstaaten (im Gegensatz zu 11 von 15 in der Vergangenheit) die 
sozialdemokratischen Parteien in Europa derzeit sehr schlecht dastünden. In Ländern mit 
proportionaler Repräsentation sei dies vor allem auf das Abdriften der Wähler zu 
radikaleren Parteien sowie eine Unfähigkeit das politische Zentrum zu „kolonisieren“ 
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zurückzuführen. In Großbritannien, das ja kein proportionales Repräsentationssystem hat, 
kämen viele Faktoren zusammen: der Rückgang der Industrie und Gewerkschaften 
(worin die traditionelle Wählerbasis Labours zu finden war), eine zunehmende 
Insider/Outsider-Dynamik des Arbeitsmarktes, weitere Ungleichheiten wie die 
Attraktivität von Sozialdemokratie und Werten wie Solidarität bei Älteren und nicht aber 
der jüngeren Generation, sowie das heikle Thema Immigration. Obwohl 
Sozialdemokraten einige progressive Politikgestaltungsmöglichkeiten (z.B. 
Gleichberechtigung der Geschlechter) umgesetzt hätten, würden viele strukturelle 
Veränderungen weiterhin als negativ wahrgenommen. Darüber hinaus müsse die 
Sozialdemokratie, um in Zukunft bestehen zu können, Antworten auf die 
voranschreitende Individualisierung der Gesellschaft und auf die Effekte der 
Globalisierung finden. 
 
Das Thema Globalisierung, genauer gesagt die Frage ob sich im Zuge des 
Selbstverständnisses der Wähler entweder als „Gewinner“ oder „Verlierer“ im Prozess 
der Globalisierung eine neue (partei)politische Landschaft abzeichne, war im Anschluss 
Thema eines Vortrags von Edgar Grande von der Universiät München, der Ergebnisse 
einer gemeinsam mit der Universität Zurich durchgeführten Forschungsarbeit über 
Entwicklungen in sechs europäischen Ländern präsentierte. Er erläuterte, dass die 
Globalisierung neue Disparitäten und neue politische Konflikte gebracht, sowie alte 
verschärft habe. Die drei Hauptbereiche, in denen dies der Fall sei, seien wirtschaftlicher 
Wettbewerb (offene / geschützte Sektoren), kulturelle Vielfalt (einheimische / 
Mirgantenpopulationen) und politische Integration (nationalistisches / kosmopolitisches 
Politikverständnis). Während diese neue Situation, v.a. die Tendenz zu (oft exklusiver) 
Identitätsdefinition, die sie hervorbringt, bisher nur von den Rechtspopulisten erfolgreich 
genutzt wurde, sollten aber auch andere Parteien und Gruppen das Potential dieser 
Veränderungen in der Chance zur politischen Neuordnung, der Formation neuer Parteien 
und der Neustrukturierung nationaler Parteiensysteme erkennen. Hierzu sei es nützlich, 
sich die wichtigsten Ergebnisse des Forschungsprojekts zu vergegenwärtigen: 1) dass die 
kulturelle Dimension in der Welt der Politik zunehmend an Bedeutung gewinnt.  2) dass 
der von den Parteien der Mitte umkämpfte Bereich sich im politischen Spektrum deutlich 
nach rechts verlagert hat. 3) dass seit den 70er Jahren in den meisten Ländern die 
Polarisierung und Fragmentierung des Parteiensystems wächst. 4) dass aus diesen Trends 
eine tripolare Struktur des politischen Wettbewerbs hervorgeht (Sozialdemokraten und 
Grüne links, Christdemokraten und Konservativ-Liberale moderat rechts, und 
Rechtspopulisten radikal rechts). 5) dass das transformative Potential der Globalisierung 
derzeit von den politischen Parteien nicht ausgenutzt wird; so existiere zum Beispiel 
Raum für linkspopulistische Parteien, die Antworten auf diverse durch die Globalisierung 
verursachte Fragen der „Sicherheit“ gestalten könnten. 
 
Der letzte Vortrag dieser ersten Gesprächsrunde, gehalten von Gero Neugebauer von der 
Freien Universität Berlin, widmete sich der Frage ob in Europäischen Gesellschaften 
derzeit neue Klassenstrukturen und soziale Milieus entstünden. Wie schon Liddle, stellte 
er fest, dass Sozialdemokraten in Europa an Unterstützung verloren hätten, unter anderem 
bei den am meisten isolierten und am benachteiligtsten Gruppe der Gesellschaft. Die 
Forschungsergebnisse zeigten, wie bei Grande, eine klare Unterscheidung zwischen 
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solchen, die unter den Bedingungen der Globalisierung positive Entwicklungen erlebten 
und dem sogenannten „driftenden Präkariat“, die hinter den sozioökonomischen 
Entwicklungen zurückblieben. Diese beiden Extreme drückten sich in starken 
Forderungen nach sozialer Absicherung und Arbeitsmarktprotektionismus am einen Ende 
des Spektrums und positiver Einstellung zum globalen Wettbewerb und Gelassenheit 
gegenüber den Mechanismen des Wohlfahrtsstaates am anderen Ende des Spektrums aus. 
Für Sozialdemokraten entstehe aus diesen unterschiedlichen Forderungen die 
Schwierigkeit, sich politisch so zu positionieren, dass sie beide Wählermilieus erreichen 
und mobilisieren können. Wolle man aber Wahlerfolge erzielen müsse dies versucht 
werden. Ein Weg sei es, einen gemeinsamen Nenner zu finden, wobei allerdings unklar 
sei, welcher dies sein könnte. 
 
In der anschließenden Diskussion wurden diverse Punkte angesprochen: „Soziale 
Gerechtigkeit“ wurde als Schlagwort vorgeschlagen, welches die diverse Gruppen 
mobilisieren solle (Dürr). Die Pflicht der Sozialdemokratie, sich nicht sozialen 
Gegebenheiten anzupassen, sondern sie zu verbessern wurde betont (Pfaller). Ebenso die 
Bedeutung der Kommunikation klarer Werte und (v.a. langfristiger) Lösungsvorschläge 
(Isik, Neugebauer). Dies sei besonders wichtig, im Kontrast zum derzeit vermittelten 
Eindruck es ginge nur darum, Wahlen zu gewinnen (Birchall). Es wurde darauf 
hingewiesen, dass Misserfolge bei diversen nationalen Wahlen oft selbstverschuldet seien 
und man Malheure wie unprofessionelle Wahlkämpfe, fehlende Nähe zu den Wählern, 
ignorante und überhebliche Parteiführung und die Vorstellung, dass alles, was 
funktioniert schon eine Reform ist, die den Leuten imponiert, leichter beheben könne als 
die  schwierigen Implikationen der Globalisierung (Perger). Andererseits sei man auch 
ein Opfer des eigenen Erfolgs, da man nicht geschafft hätte, eine Nachfolgevision für die, 
die im zwanzigsten Jahrhundert den Erfolg der Sozialdemokratie gesichert hatte, zu 
formulieren (v. Hulten) und müsse sich neu positionieren, zum Beispiel auf bestimmte 
globalisierungsbedingte Sicherheitsfragen spezialisieren (Astudillo, Grande), wobei 
allerdings auch die Finanzierungsfrage hierzu aufgeworfen wurde (Liddle). Eine weitere 
Möglichkeit der Neupositionierung wurde in der Ablösung des Konzeptes „ökonomische 
Ungleichheiten“ durch die Konzepte „Kultur“ und „Identität“ identifiziert, zu denen die 
heutige Sozialdemokratie eine Position formen müsse (Zapata Barrero). Eine weitere 
Herangehensweise wäre sich auf den „menschlichen Faktor“ zu stützen, da die 
inhaltlichen Unterschiede zwischen den großen Parteien der Mitte gering seien 
(Schwarzer). Auf abstrakterer Ebene wurde daran erinnert, dass es eine Illusion sei, 
anzunehmen Verbesserungen führten direkt zu Popularität und Wahlerfolgen, was zähle 
sei relative Verbesserung, nicht absolute. So sei es die Aufgabe der Sozialdemokratie 
einen Diskurs der Hoffnung zu etablieren, nicht einen des Pessmismus. Hierzu eigne sich 
besonders das Thema Klimawandel (Marquand). Abschließend wurde noch einmal 
beschworen, für Werte einzustehen, nicht nur nach Wahlerfolgen zu streben. Das 
Problem sei die Unvereinbarkeit internationaler Werte mit dem Wunsch, der nationalen 
Öffentlichkeit zu gefallen. Die Unmöglichkeit dieses Ziels wurde am Beispiel 
Großbritanniens, das russische Oligarchen einwandern lässt, aber Asylbewerber 
scharenweise abweist, illustriert und mit der Aussage abgeschlossen, dass man so 
niemandes Zuspruch oder gar Unterstützung gewinnen könne (Williams). 
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Die zweite Gesprächsrunde „What are the key drivers of Europe’s societal transformation 
and how should the centre-left respond?“ wurde von Bernard Spitz von En Temps Réel 
eröffnet, der untersuchte, in wie fern Unterschiede zwischen den Generationen 
heutzutage wichtige soziale Trennlinien bilden. Diese seien das Ergebnis einer 
Verschiebung von Resourcen, Möglichkeiten und Privilegien hin zur älteren Generation. 
Auch neue politische Trennlinien zwischen den Generationen seien entstanden, die sich 
durch große Unterschiede in Ansichten zu den Themen Globalisierung und Zukunft des 
Wohlfahrtsstaates auszeichnen. Sozialdemokraten müssten diese neuen sozialen 
Ungleichheiten und Unterschiede angehen und versuchen, sowohl die alte als auch die 
junge Generation anzusprechen. Spitzs Politikvorschläge waren unter anderem 1)  den 
Zugang zum Arbeitsmarkt zu erleichtern und den bürokratischen Aufwand staatlicher 
Eingriffe zu minimieren, 2) mehr Investition in Forschung und Technologie um 
Arbeitsplätze und Fähigkeiten in diesen Bereichen zu fördern, 3) fairere Steuersysteme, 
und 4) ein stärkeres Bild von Europa als Bringer von Hoffnung und Gerechtigkeit zu 
zeichnen. 
 
Als zweites sprach Patrick Diamond von der UK Equality and Human Rights 
Commission über Ungleichheit und soziale Ungerechtigkeit in Europa. In einem Aufruf 
zu größerer Klarheit definierte er die relevanten Arten der Ungleichheit: 
Einkommensarmut (diese beschreibt die Situation, dass eine Person selbst mit festem 
Einkommen arm bleibt), Einkommensmobilität (die Möglichkeit von einem niedrigen 
Einkommen zu einem höheren „aufzusteigen“), und Einkommensungleichheit (die 
Ungleichheit von Einkommen sowohl unterschiedlicher Individuen in ähnlicher Position 
als auch in unterschiedlichen Positionen auf dem Einkommensspektrum). Während er 
althergebrachte Arten der Ungleichheit, so zum Beispiel Gender- oder 
generationsbedingte Ungleichheiten, nicht vergaß, propagierte er dennoch die drei 
Genannten als Oberbegriffe, unter die spezielle beispielhafte Ungleichheiten wie Gender 
subsumiert werden können. Mit Bezug auf die vielfältigen externen (Globalisierung, 
Migration, etc.) und internen (demographischer Wandel hin zu einer alternden 
Bevölkerung, weiterhin bestehende Klassenunterschiede, etc.) Faktoren, argumentierte er 
daher, der Schwerpunkt solle heute (im Gegensatz zum Verständnis traditioneller 
Sozialdemokratie) auf „Lebenschancen“ liegen. Doch die Aufgabe sei es, nicht nur das 
Problem zu erkennen, sondern auch brauchbare Politiken in Reaktion darauf zu 
entwickeln. Solche sollten folgende Ziele haben: 1) Pflege (von Kindern oder Alten) 
müsse mit Arbeit verbindbar sein. 2) derzeit benötigte Fertigkeiten sollten gezielt 
ermutigt werden um durch Ausbildung für gefragte Jobs Wege aus der Armut zu 
ermöglichen. 3) der Zerfall traditioneller Familienstrukturen müsse ausgeglichen werden. 
4) es müsse verhindert werden, dass Armut zum Dauerzustand wird oder Sozialleistungen 
zu Abhängigkeit führen. Dabei sei ein spezieller Fokus auf Kinder und Jugendliche nötig 
und sowohl die kulturelle Dimension, als auch die Klassengesellschaft (Stichwort in 
Großbritannien ist die klassische „Working Class“) müssen besonders beachtet werden. 
Hieraus ergäben sich folgende Politikvorschläge: 1) Schwerpunktsetzung auf Förderung 
von früher Kindheit an. 2) Erarbeitung eines neuen Generationenvertrags und 
Überarbeitung des Rentensystems. 3) Erarbeitung eines faireren Steuersystems.  
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Zuletzt trug Ricard Zapata Barrero von der Universitat Pompeu Fabra in Barcelona zu 
Immigration, Integration und sozialem Zuammenhalt in Europa vor. Zwar gebe der 
stärker werdende Wunsch nach interkulturellem Austausch Anlass zu gewissem 
Optimismus, doch in Spanien werde dieser noch durch die große Anzahl derer, die in 
dieser Hinsicht eine traditionelle und feindselige Einstellung haben, behindert. Dennoch 
sei es Aufgabe der (und im Bereich des Möglichen für die) Regierung, die öffentliche 
Meinung hierzu zu steuern, da es sich gezeigt habe, dass solche Meinungen häufig nicht 
auf persönliches Zusammentreffen oder Erfahrungen mit Immigranten zurückgehen, 
sondern hauptsächlich durch die Wahrnehmung von erfolgreich oder weniger erfolgreich 
gestalteter Politik in diesem Bereich geprägt werden. Das Ergebnis von Zapata Barreros 
Forschung sei, dass Politiken Meinungen definieren. Daher müssten Sozialdemokraten 
die Chance, die sich hieraus für die Schaffung sozialen Zusammenhalts ergebe, 
wahrnehmen und die potentiellen Gefahren, die dies bedeutet, vermeiden. Abschließend 
stellte er fest, dass progressive Parteien in diesen in einem Europa mit solchen neuen 
sozialen Ordnungen oder „Landschaften“, in denen Identität und Integration Konzepte 
von zunehmender Bedeutung sind, ein neues Verständnis von Gleichheit entwickeln 
müssten, in dem kulturelle Gleichstellung ein wichtiger Eckpunkt ist.  
 
In der folgenden, sehr angeregten, Diskussionsrunde wurde zuerst der Schritt von der 
Politikidee hin zur Überzeugung der Bürger, dass eine Maßnahme funktionieren kann 
und ihnen Nutzen bringt, als Problem identifiziert (Dürr). Hierzu sei es nötig, zum 
Beispiel im Falle der Migration, über die rein rhetorische Ebene der Politikgestaltung 
hinauszukommen (Pfaller), allerdings müssten Sozialdemokraten sich zuerst über eine 
Stratgie klar werden, welche und wie man am besten Argumente über Identität (z.B. auch 
die von Minderheiten) anbringt (Jurado). Weitere Fragen der Neupositionierung 
europäischer Sozialdemokratie seien Inhalte und Verständnis zukünftiger 
sozialdemokratischer Politiken. Solle man Themen zukünftiger Ungleichheiten, zum 
Beispiel „knowledge economy“ oder „Biotechnolgien“ schon heute thematisieren und 
dadurch eine für Wahlkämpfe nicht gerade förderliche pessimistische Stimmung riskieren 
(Isik)? Während der konkrete Teil dieser Frage unbeantwortet blieb, wurde doch generell 
die Ansicht vertreten, es sei wichtig Optimismus, nicht Pessimismus, zu verbreiten 
(Spitz, Pardal). Weiter sei es nötig ein neues konzeptionelles Verständnis von 
Ungleichheit auszuarbeiten, das zum Beispiel die unterschiedlichen Möglichkeiten, 
Aussichten, Mittel, etc. unterschiedlicher Individuen, Ungleichheit zu überwinden, 
berücksichtigt (Zapata Barrero). Auch die Unterscheidung zwischen denen, die auf die 
eine oder andere Art Möglichkeiten der Selbstbestimmung haben, und denen, die diese 
Möglichkeiten nicht haben und somit in die Gefahr der Abhängigkeit, zum Beispiel von 
Sozialleistungen, geraten, sei sehr wichtig (Liebhaberg). Auch sei zu beachten, dass 
Ungleichheiten immer subjektiv wahrgenommen würden und daher jede Klassifizierung 
nach sozialen Gruppen nur begrenzt hilfreich sei (Hanke), daher solle man nicht nur die 
Probleme an sich, d.h. diverse Arten der Ungleichheit, sondern auch das 
Selbstverständnis des einzelnen Individuums, das die Macht hat, sich selbst zu 
verwirklichen angehen (Diamond). Abschließend wurde festgestellt, dass die 
Globalisierung ein Prozess der sozialen Veränderung sei, der  im Gegensatz zu bisherigen 
nicht von der Sozialdemokratie initiiert oder durch sie steuerbar ist, und, dass die 
Probleme, damit zurecht zu kommen, von dieser Tatsache herrührten (Zapato Barrero). 
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Dennoch sei es wichtig, dass der Umgang mit diesen Entwicklungen nicht auf die Logik 
eines Wahlkampfpragmatismus reduziert werde, sondern sozialdemokratische Werte und 
die neu ausgearbeiteten Konzepte, die hier angeregt wurden, reflektiere (Birchall, Zapata 
Barrero).  
 
Standen am ersten Veranstaltungstag die Herausforderungen für "Modern Social 
Democracy" im Vordergrund, widmete man sich am zweiten der Zukunft von 
"Progressive Governance". So begann Matthias Machnig, Staatssekretär im 
Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und Reaktorsicherheit, mit einem Vortrag 
über die Neuordnung der nationalen und internationalen progressiven Agenda. 
Ausgangssituation sei, wie schon am Vortag von Liddle und Neugebauer erwähnt, dass 
sozialdemokratische Parteien in Europa keine Mehrheiten mehr haben. Eine Reaktion 
darauf sei der Blick nach USA, wo Politik noch mit Emotion gemacht werde. Eine andere 
sei die Hinwendung zur „progressiven“ Politik, zur Kombination von Sozialdemokratie 
mit Marktliberalismus. Man müsse, so Machnigs erste Theorie, dem Bürger eine 
Kombination der Schwerpunkte Wirtschaft, Ökologie und Soziales bieten – immer mit 
dem traditionellen Ziel der Sozialdemokratie, nämlich Gerechtigkeit, vor Augen. Diese 
Gerechtigkeit stehe heutzutage in direktem Zusammenhang mit materieller Sicherheit 
und Fragen der Wohlstandsumverteilung. Eine starke und stimmige Definition von 
Gerechtigkeit in diesem Sinne beinhalte nicht nur Chancengleichheit, sondern aktive 
umverteilende Gerechtigkeit, tatsächliche soziale Teilhabe und Beteiligung in 
Verbindung mit materieller Sicherheit und eine ernsthafte Auseinandersetzung mit, 
anstelle eines Herunterspielens von, Ängsten vor dem sozialen Abstieg. Sei der 
traditionelle Slogan der Sozialdemokratie „Sicherheit durch Veränderung“ (Reformen zur 
Erhaltung des Wohlfahrtstaates), so müsse er heute „Veränderung durch Sicherheit“ 
lauten: dies bedeute die Aufgabe des Staates gewisse grundlegende Sicherheiten zu 
schaffen, die das Individuum in Veränderungen, wie zum Beispiel ökonomische, soziale, 
etc. Anpassung an Prozesse der Globalisierung, unterstützen. Dabei muss klargestellt 
sein, dass das Individuum hierbei zwar nicht allein gelassen, aber auch nicht vom Staat 
bevormundet werden soll. Hierfür sei wichtig zu beachten, so Machnigs zweite Theorie, 
dass ein progressives Regieren, also progressive Politiken, nur mit einer progressiven 
Regierung – und einem aktiven und kreativen Staat mit funktionierenden Institutionen 
und den nötigen finanziellen Mitteln – möglich seien. Fazit: in Zukunft werde sich 
sozialdemokratische Politik von konservativer und liberaler vor allem durch Fragen der 
Gerechtigkeit und Beteiligung unterscheiden. Anhand des Beispiels Klimawandel 
erläuterte Machnig wichtige Aspekte dieser Neuordnung sozialdemokratischer Politik: 
Veränderung der Beziehung von Wirtschaft und Ökologie; die Entkopplung von 
Wachstum und Resourcenverbrauch; die Verknüpfung der sozialen Dimension mit 
Wirtschaft und Ökologie; die Feststellung, dass die Mechanismen und Kräfte des Marktes 
genutzt, nicht ihnen nachgegeben, werden müsse; die Verknüpfung nationaler und 
internationaler Politik; die Notwendigkeit globaler Führung. Abschließend argumentierte 
er, ebenfalls anhand dieses Beispiels, dass und wie eine Mobilisierung der Bürger für 
solche sozialdemokratische Politik durch die Bildung von Allianzen verschiedener 
Gruppen (Arbeiterbewegung und Gewerkschaften; Industrie, insbesondere die der 
Umwelttechnologien; Finanzmärkte, etc. bezüglich zukünftiger Märkte und 
Technologien; post-materielle, städtische Gruppen, die bereits ein Bewusstsein für die 
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Wichtigkeit dieses Themas besitzen; ländliche Gruppen, die von strukturellen 
Veränderungen in diesem Zusammenhang am meisten betroffen sind; Umweltaktivisten; 
und kommunale und regionale Zusammenschlüsse) möglich sein.  
 
In der anschließenden Diskussion wurde erneut betont, die Sozialdemokratie müsse auf 
der Grundlage der Selbstkritik der Reformen der 90er Jahre, ein eigenes – positives – 
Konzept entwickeln, und sich nicht mit Gejammer, im Beispielfall Deutschland über die 
Linkspartei, aufhalten (Katwala). Auch seien Koalitionsmöglichkeiten der SPD mit der 
Linkspartei und den Grünen – heute noch verpönt – in Zukunft in Betracht zu ziehen um 
strategisch Mehrheiten zu mobilisieren (Perger).  Machnig erwiderte hierauf, der 
entscheidende Punkt sei, dass die Linkspartei die Fähigkeit besitze, schwierige und 
wichtige Themen provokativ auf die Tagesordnung zu bringen, ganz gleich ob sie in der 
Lage sei auch Antworten für diese Fragen zu finden (was nicht der Fall sei und sie 
spätestens nach den Wahlen 2009 zur Strategieänderung hin zur Realpolitik zwingen 
werde). Diese Qualität müssten sich die SPD und andere europäische 
sozialdemokratische Parteien wieder aneignen und, natürlich, auch passende Antworten 
auf aktuelle Probleme ausarbeiten. 
 
In der zweiten Gesprächsrunde, die sich mit der programmatischen Erneuerung 
sozialdemokratischer Parteien in Europa beschäftigte, sprach der Minister im Cabinett 
Office, Ed Miliband, über die vier großen Herausforderungen, denen sich die Labour 
Party in ihrem neuen Parteimanifest widmen müsse: Globalisierung, öffentliche Dienste, 
dem Verständnis und Projekt, dass das „gute Leben“ mehr als nur materielle Sicherheit  
benötige (Stichwort: „prosperity plus“) und „Disengagement“ der Bürger. Zum ersten 
Thema betonte er sozioökonomische Themen wie das Management von Globalisierung 
durch Um- und gleichmäßige Verteilung von Nutzen und Risiken. Zum Thema 
öffentliche Dienste setzte er den Schwerpunkt auf Gleichheit und erläuterte die folgenden 
beiden Ebenen: „grundlegende Sicherheit“ und, darauf aufbauend, 
„Selbstverwirklichung“, für die der Staat zum Beispiel in den Bereichen Primärvorsorge 
und Bildung seinen Beitrag leisten, während das Individuum aber in anderen Bereichen 
komplementär ebenfalls aktiv werden müsse. Zum Thema „prosperity plus“ nannte er als 
wichtige neue Politikschwerpunkte den Klimawandel, das Arbeitszeit/Freizeit-
Gleichgewicht und die Identifikation mit und den Zusammenhalt lokaler Gemeinschaften, 
die zunehmend wichtig, weil für die von Bürgern subjektiv wahrgenommene 
Lebensqualität bestimmend, seien. Zur Problematik der desillusionierten, 
desinteressierten Bürger erklärte er, dass Politik inzwischen ein „Minderheitensport“ sei 
und die „Zeit der Ehrerbietung“ gegenüber Politik und Politikern einer „Zeit des 
Skeptizismus“ gewichen sei. Es herrsche das Gefühl vor, der Nationalstaat sei zu klein 
um die großen Problem der Welt, aber zu groß um die Probleme im Kleinen (z.B. 
Regionalen) anzugehen. Die Labour Party müsse sich darüber hinaus der Tatsache 
bewusst sein, dass es immer für eine Regierungspartei schwieriger sei, sich neu zu 
Positionieren, als für eine Oppositionspartei, die quasi „politische Luftgitarre“ spiele. 
Dennoch seien folgende Punke essentiell für weitere politische Erfolge: die Nähe zum 
Bürger zu erhalten, die Partei der Zukunft zu sein (d.h. sich nicht von der Beschäftigung 
mit der Vergangenheit oder der Zufriedenheit mit dem Status quo lähmen zu lassen), und 
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Werte und einen Ethos, und nicht pures technokratisches Funktionieren, zu 
repräsentieren.  
 
Als zweiter Sprecher dieser Runde, präsentierte Kajo Wasserhövel, Staatssekretär im 
Bundesministerium für Arbeit uns Soziales, die Hintergründe und wichtigsten Inhalte des 
Hamburger Programms von Oktober 2007. Vor dem Hintergrund des Wahlerfolgs von 
1998 war beschlossen worden, dass vorherige Parteiprogramme, insbesondere das 
Godesberger Programm von 1959 und das Berliner Programm von 1990, welches vor der 
Wiedervereinigung, dem Zusammenbruch der Soviet Union, dem breiten öffentlichen 
Bewusstsein für den Klimawandel oder demographische Veränderungen als politische 
Themen und vor der Erfahrung innereuropäischer Konflikte (Stichwort ehemaliges 
Yugoslavien), mit hauptsächlich westdeutscher Prägung geschrieben wurde, durch ein 
neues Programm abgelöst werden müssten. Mit der Schwierigkeit, dieses Unternehmen 
mit der täglichen Regierungsarbeit in einem Land wie Deutschland zu verbinden, sei es 
nicht erstaunlich, dass der Prozess 10 Jahre gedauert habe. Was sich inhaltlich nicht 
geändert habe, seien die Grundwerte der sozialdemokratischen Politik: Freiheit, 
Gerechtigkeit und Solidarität, wobei hier keine Rangordnung vorgegeben werde, da diese 
Werte von einander herleitbar und interdependent seien. Inhaltliche Neuheiten in diesem 
Programm wurden anschließend vorgestellt: 1) ein argumentativer Hintergrund zum 
Reformprojekt der letzten Jahre, der klarstellt, dass es trotz einiger Fehler und 
anhaltender Schwierigkeiten keine Lösung wäre, zu den Strukturen und Praktiken der 
80er Jahre zurückzukehren. 2) die Erklärung, dass und wie Globalisierung – da sowieso 
unvermeidbar – zu gestalten sei, wobei klargemacht wird, dass dies nicht einfach mit dem 
Akzeptieren von globalem Kapitalismus gleichgesetzt werde. Schwerpunkte beim 
Management der Globalisierung wie auch auf der nationalen Ebene seien die Erläuterung 
der politischen Dimension des Klimawandels, der Fokus auf „guter Arbeit“, der 
Notwendigkeit Innovation und soziale Gerechtigkeit zu verbinden, einen „präventiven 
Wohlfahrtsstaat“ zu etablieren, etc. Was Wasserhövel Parteien, die noch an ihren 
Programmen mit auf den Weg gab, war dass es nicht nur wichtig sei, was im Programm 
stehe, sondern auch der Weg hin zur fertigen Formulierung, in dem Ideen und Ansichten 
geordnet und geklärt und für das Leben der Partei notwenige Kompromisse eingegangen 
wurden. Als Grundeinstellung benötige man Ehrlichkeit anstelle von Populismus, 
Hartnäckigkeit und einen neuen Ansatz für den Umgang und Austausch mit und die 
Beteiligung von Bürgern. Ziel müsse es sein, im Konkurrenzkampf mit den 
Konservativen und Rechtspopulisten zu bestehen, eine starke und stabile Mitgliederbasis 
aufzubauen und Wähler der Mitte und der Linken einzubinden. Hierfür müsse man 
beständig bestrebt sein, die Probleme der Menschen zu lösen, professionell sein in der 
Führung der Partei und der Bürger, und bereit und in der Lage sein, zu regieren.  
 
Die spanische Situation wurde von Carlos Mulas Grandos, Professor an der Complutense 
University in Madrid und Direktor des Komitees, das das PSOE Wahlmanifest für 2008 
schreibt, der erklärte, dass Zapatero aufgrund der Tatsache, dass er als „Kandidat der 
Zukunft“ gesehen werde, im Vorfeld der Wahlen in Spanien gute Umfrageergebnisse 
habe. Das neue Manifest, das in einem aufwändigen Befragungsprozess entstanden ist, 
könne auf drei thematische Hauptsäulen kondensiert werden: 1) Arbeit, Sozialleistungen 
und Umverteilung, 2) Innovation, Knowledge Economy und nachhaltiger Fortschritt, und 
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3) ein neuer Ansatz zu den Konzepten Freiheit, Koexistenz und territoriale 
Repräsentation. Die PSOE wolle nicht unbedingt eine größere Rolle für den Staat, 
sondern eher eine neue Vision davon, was Aufgabe des Staats und die Mechanismen der 
Regierung sein sollten. 
 
In der abschließenden Präsentation gab Loukas Tsoukalis, Präsident der Hellenic 
Foundation for European and Foreign Policy, eine Überblick über den politischen Prozess 
auf der europäischen Ebene. Die Themen, die auf europäischer Ebene behandelt werden 
müssten mehr in der öffentlichen Debatte auf nationaler Ebene in Erscheinung treten. Es 
gehe nicht an, dass Entscheidungen weiterhin hinter verschlossenen Türen getroffen 
werden; eine aufmerksamere und interessiertere europäische Bürgerschaft sei nötig. 
Hierzu müsse man die Debatten stärker politisieren und den Bürgern klare 
Entscheidungs- und Wahloptionen aufzeigen. Eine Gelegenheit hierfür seien die 
europäischen Wahlen 2009. Thematisch böten sich folgende Bereiche für solche 
Debatten an: Nutzen und Risiken der Globalisierung, Umweltpolitik, Immigration, 
Energiepolitik, da dies alles Bereiche seien, in denen die EU eine wichtige Plattform für 
Diskussion, sowie Aktion und Veränderung ist. Selbst wenn es weiterhin unmöglich 
erscheint, zu irgendeinem dieser Themen zu einer Einigung aller Mitgliedsstaaten oder 
sogar aller Europäer zu kommen, so müsse doch wenigstens die Debatte endlich 
beginnen.  
 
Dieser Aufruf zu einer verbesserten europäischen Debatte fand auch in der 
Diskussionsrunde, die diese Runde abschloss, Resonanz. Doch auch der Wahlkampf auf 
europäischer Ebene müsse verbessert werden. Themen, die hierfür in Frage kämen, seien: 
1) Migration und Sicherheit (Mulas Granados), 2) Klimawandel (Mulas Granados), 3) 
auch kontroverse Themen wie EU-Erweiterung (Tsoukalis), 4) Regulierung von 
Finanzmärkten (Tsoukalis), 5) Umverteilung (Tsoukalis), 6) eine globale Form der 
Regierung für eine globale Wirtschaft (Mulas Granados), 7) sozioökonomischer 
Egalitarismus, 8) Gleichberechtigung der Geschlechter, 9) Positionierung Europas im 
Bezug auf US-Amerikanischen Protektionismus (Kaldor), und 10) Positionierung 
Europas im Bezug auf den US-Amerikanischen „war on terror“ (Kaldor). 
 
In der dritten Gesprächsrunde dieses zweiten Veranstaltungstages fand die Konferenz 
schließlich ihren krönenden Abschluss: in einer von David Marquand (University of 
Oxford) moderierten, informellen Gesprächsrunde mit Premierminister Gordon Brown, 
welcher sich unter dem Titel „Progressive governance in the 21st century: towards a new 
agenda“ vor allem zu den Themen "Unlocking talent" und "Global Europe", also für eine 
neue Herangehensweise an die Prozesse der Globalisierung aussprach, die den 
Optimismus in diesem Themenkomplex wieder herstellen solle. Zunächst beschrieb er 
die heutige globale Gesellschaft als eine seit dem ersten Wahlerfolg Labours vor 10 
Jahren veränderte Welt, in der eine globale Wirtschaftsordnung, der Klimawandel (der 
nationale Regierungen zwinge, nicht  nur wirtschaftlich effiziente und sozial gerechte, 
sondern auch umweltfreundliche Politiken zu machen) und neue Sicherheitsfragen (wie 
Terrorismus, „failed states“, globale Armut und globale Gesundheitsprobleme), ein neues 
System progressiver globaler Regierung nötig mache, in dem die Menschen, z.B. über 
das Internet, echte Teilhabe hätten und öffentliche Leistungen nicht mehr standardisiert, 
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sondern auf die Bedürfnisse der Menschen zugeschnitten werden müssten. Er betonte er 
die Notwendigkeit der positiven Kommunikation der Regierung mit den Bürgern – dabei 
sei es wichtig, dass nicht mit leeren Phrasen oder herablassend an die Menschen 
hingeredet, sondern sie überzeugt würden. Die wichtigste zu kommunizierende Nachricht 
sei, dass die Globalisierung gute globale Arbeitsplätze und wirtschaftliche Möglichkeiten 
und Gelegenheiten bringe. Von diesen könnte aber nur mit entsprechender beruflicher 
Ausbildung und mit entsprechend Fähigkeiten profitiert werden. Daher sei der wichtigste 
Schwerpunkt progressiver Politik die Förderung des Individuums durch Angebote der 
Ausbildung und Aneignung künftig essentieller Fähigkeiten (auf professioneller und 
persönlicher Ebene und in allen Alters- und anderen Gruppen und Lebensphasen), um die 
Möglichkeit der Nutzung der positiven Aspekte der Globalisierung zu gewährleisten. 
Was die Menschen heute oft noch zurückhalte, sei ein Mangel an Vision und die 
Gewohnheit an staatliche Leistungen, die oft aber nicht zur Selbstinitiative der 
Menschen, sondern zu einem Abhängigkeitsverhältnis geführt hätten. Dies müsse sich 
ändern, und könnte zum Beispiel durch die Förderung des Austauschs zwischen Schulen 
und Unternehmen geschehen. Besonders betont wurde, dass diese Förderung des 
Individuums im Gegensatz zu den Politiken der Konservativen, allen zugänglich sein 
müsse. Marquands Frage ob dies nicht jenseits des technokratisch-ökonomischen Nutzens 
auch ein moralisches Argument beinhalte, bejahte der Premierminister: Minimalstandards 
seien nicht mehr zufrieden stellend, es gehe darum das maximale Potential jedes 
Individuums und der Gesellschaft zu verwirklichen und dies sei durchaus ein moralisches 
Argument. Man wolle hiermit einen progressiven Konsens schaffen, mit dem man in der 
Lage sein sollte, in der öffentlichen Meinung eine positive Aussicht in die Zukunft zu 
mobilisieren. Es gehe nicht nur um gleiche und allgemeine Freiheitsrechte, sondern um 
einen positiven Freiheitsbegriff: die Freiheit etwas zu tun, nicht die Freiheit von 
Limitierung. Letzteres, also die negative Formulierung des Freiheitsbegriffes, sei wichtig, 
doch nur der erste Schritt, der Freiheit in der positiven Formulierung zugrunde liege. 
Hierum wolle man einen progressiven Konsens etablieren, der einen Diskurs über 
„Exzellenz“ beinhalte, was wiederum die Forderung zum Beispiel nach auf persönliche 
Bedürfnisse zugeschnittenen öffentlichen Diensten, etc. einbeziehe. 
 
In der folgenden Frage-und-Antwort-Runde wurden diverse Themenkomplexe als 
relevant für die Zukunft progressiver Politik identifiziert. So sei das oben genannte 
moralische Argument öffentlichkeitswirksamer, als die technokratischen Details in 
diesem Zusammenhang. Es ginge also darum diese Werte effektiv zu kommunizieren 
(Brown). Auch der neue Fokus auf dem Individuum und seinem Potential sei wichtig, 
v.a. im Gegensatz zum früheren Fokus auf der Gesellschaft oder dem Staat. Politik solle 
dazu gemacht werden, dem Individuum mehr Macht zu geben, nicht der Kollektiv. Und 
das Kollektiv sollte dies und somit das Individuum unterstützen (Machnig). Aber auch 
die kritische Frage nach Armut und Ungleichheit als Faktoren, die die positive Nutzung 
von Prozessen assoziiert mit der Globalisierung behindern, wurde gestellt. Hierzu 
erläuterte der Premierminister, dass er die Globalisierung als Chance zur Überwindung 
genau dieser Probleme sehe. Seien in der Vergangenheit nur die Potentiale mancher 
Menschen gefördert und verwirklicht worden, liege das an der Tatsache, dass nationale 
wirtschaftliche Einheiten das Angebot an Arbeitsplätzen limitiert hätten. In der heutigen 
globalen Wirtschaft, fielen diese Limits weg, sodass es möglich sein sollte, dass alle 
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Menschen ihr volles Potential verwirklichen. Hierzu sei aber wichtig, einzusehen, dass 
Protektionismus eine Illusion sei und man die Menschen nicht vor Veränderung 
beschützen, wohl aber mit den Fähigkeiten, die zum Meistern der Veränderungen nötig 
seien, ausstatten könne. Hierfür verwies er, wie schon James Purnell in seiner 
Eröffnungsrede am Vortag, auf die Notwendigkeit mit der Förderung frühestmöglich zu 
beginnen und auch inaktive Gruppen zu unterstützen, sowie die Notwendigkeit, nicht nur 
die Fähigkeiten, sondern auch das nötige Selbstvertrauen und eine „Kultur der 
Aspirationen“ aufzubauen. Um noch einmal sein moralisches und wirtschaftliches 
Argument zu illustrieren verglich er 400 000 britische Universitätsabgänger pro Jahr mit 
4 Millionen in China, die alle um globale Arbeitsplätze und prägenden Einfluss in einer 
zunehmend globalisierten Welt konkurrieren: Es gehe darum, dass möglichst alle Briten 
von der neuen globalen Wirtschaftsordnung profitieren und Großbritannien könne sich in 
Anbetracht dieser Zahlen nicht leisten, Talentpotentiale unverwirklicht zu lassen. Ein 
weiterer Aspekt, der für die Zukunft progressiver Politik in Großbritannien wichtig sei, 
wurde mit der Frage der britischen Position in Europa und der Rolle Europas als Mittler 
zwischen der Globalisierung und dem Nationalstaat identifiziert (Garton-Ash). In 
Antwort auf diese Frage sprach sich Brown mit einer für Großbritannien ungewöhnlichen 
Begeisterung für ein globales Europa aus, das nicht mehr nach innen, auf die eigenen 
Institutionen blicken, sondern den Prozess der Ausdehnung des friedlichen 
Zusammenlebens und – was auch effektiver kommuniziert werden müsse – der 
Verbreitung von Wohlstand in der erweiterten EU künftig weiter fortsetzen solle. Mit 
ungewohnt klarem Bekenntnis zu Europäischer Außen- und Sicherheitspolitik sage er, 
die EU werde in Zusammenarbeit mit NATO auch für ihren Beitrag zur internationalen 
Sicherheit gebraucht und müsse ihrer globalen Verantwortung gerecht werden (Stichwort 
„soft power“ und „failed states“). Darüber hinaus müsse sie aktiv bei der Reform der 
internationalen Institutionen mitwirken und eine wichtige Rolle in Vorschlägen für 
globale Veränderungen und der Bildung globaler Konsense spielen.  


